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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 18. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Abänderung der §8. 9 und 12 des Geſetzes über die Auflöſung des Lehns- 
verbandes der dem Sächſiſchen Lehnrechte, der Magdeburger Polizeiordnung und dem Longobardiſchen 
Lehnrechte, ſowie dem Allgemeinen Preußiſchen Landrechte unterworfenen Lehne in den Provinzen 
Sachſen und Brandenburg vom 28. März 1877 (Geſetz⸗Samml. von 1877 S. 111 ff.)) S. 215. — 
Geſetz, betreffend das Ruhegehalt der emeritirten Geiſtlichen, S. 216. — Allerhöchſter Erlaß, 
betreffend den Bau der durch die Geſetze vom 9. und 7. März 1880 zur Ausführung für Rechnung 
des Staats genehmigten Eiſenbahnen, S. 224. 


(Nr. 8710.) Geſetz, betreffend die Abänderung der §§. 9 und 12 des Geſetzes über die 
Auflöſung des Lehnsverbandes der dem Sächſiſchen Lehnrechte, der Magde— 
burger Polizeiordnung und dem Longobardiſchen Lehnrechte, ſowie dem 
Allgemeinen Preußiſchen Landrechte unterworfenen Lehne in den Provinzen 
Sachſen und Brandenburg vom 28. März 1877 (Geſetz-Samml. von 1877 
S. 111 ff.). Vom 10. März 1880. 


9 ’ 4 e „ 
Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

Einziger Paragraph. 

Die Friſt von vier Jahren, innerhalb deren der Lehnsbeſitzer die von ihm 
nach F. 9 Abſatz 1 des Geſetzes vom 28. März 1877 (Geſetz-Samml. S. 111 ff. 
getroffene Wahl dem zuſtändigen Gericht anzuzeigen ($. 9 Abſatz 2) und den 
Entwurf einer zur Beſtätigung geeigneten Stiftungsurkunde dem Oberlandesgericht 
einzureichen hat ($. 12 Abſatz 1), wird um zwei Jahre verlängert. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 10. März 1880. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. 
Maybach. Bitter. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. 


Gef. Samml. 1880. (Nr. 8710-8711.) 37 
Ausgegeben zu Berlin den 31. März 1880. 
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(Nr. 8711.) Geſetz, betreffend das Ruhegehalt der emeritirten Geiſtlichen. Vom 15. März 1880. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
für den Geltungsbereich des Kirchenverfaſſungsgeſetzes vom 3. Juni 1876 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 125), was folgt: 


Artikel 1. 


Der in dem anliegenden Kirchengeſetze vom 26. Januar 1880 e 
Anſpruch auf ein Ruhegehalt kann mit rechtlicher Wirkung nur inſoweit abge⸗ 
treten, verpfändet oder ſonſt übertragen werden, als derſelbe der Pfändung unterliegt. 


Artikel 2. 


Eine nach F. 8 Abſatz 2 des Kirchengeſetzes von dem Provinzialkonſiſtorium 
etroffene Beſtimmung, an wen die vor dem Tode des Geiſtlichen nicht erhobenen 
uhegehaltsbeträge zu zahlen find, ſteht dem Anſpruche des nach dem bürgerlichen 

Rechte zur Hebung dieſer Beträge Berechtigten nicht entgegen. 


Artikel 3. 


Die Auflöſung der im $. 11 des Kirchengeſetzes bezeichneten Emeriten⸗ 
Zuſchußfonds erfolgt durch Königliche Verordnung. Sie gehen von dem Zeit⸗ 
punkte der Auflöſung ab mit allen Rechten und Verbindlichkeiten auf den zu 
bildenden Penſionsfonds der ee Landeskirche über. 

Die Auflöfung und der Uebergang erfolgen unbeſchadet der Rechte Dritter. 

Die Verwaltung und err 9 des Penſionsfonds der evangeliſchen 
Landeskirche regelt ſich nach Artikel 19 des Geſetzes vom 3. Juni 1876 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 125). 


Artikel 4. 


Gegen die alas des Evangeliſchen Oberkirchenraths über die Höhe 
der nach den $$. 12 bis 15 des Kirchengeſetzes an den Penſionsfonds der evan⸗ 
geliſchen Landeskirche zu leiſtenden Beiträge findet der Rechtsweg nicht ſtatt. 

Wegen der Ansprüche auf Ruhegehalt findet der et gegen die Ent- 
ſcheidung des Evangeliſchen Oberkirchenraths nur nach Maßgabe des Geſetzes vom 
24. Mai 1861 (Geſetz⸗Samml. S. 241) ftatt. 


Artikel 5. 


Die Beiträge der Geiſtlichen und der kirchlichen Stellen an den Penſions⸗ 
fonds der evangeliſchen Landeskirche können im Wege der adminiſtrativen Zwangs⸗ 
vollſtreckung beigetrieben werden. 
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Artikel 6. 


Alle dieſem Geſetze und den Vorſchriften des Kirchengeſetzes über die 
Gewährung von Ruhegehalt entgegenſtehenden De, mögen a 
in den allgemeinen Landesgeſetzen, in Provinzial⸗ oder Lokalgeſetzen oder Lokal⸗ 
. oder durch Obſervanz oder Gewohnheit begründet ſein, treten 
außer Kraft. 

Insbeſondere treten die Beſtimmungen außer Kraft, nach welchen Geiſtlichen 
der Anſpruch 85 einen Emeritenantheil aus dem Pfarreinkommen zuſteht, vor— 
behaltlich jedoch der Rechte der bereits emeritirten Geiftlichen, ſowie der im Amte 
ſtehenden Geiſtlichen, ſoweit der Anſpruch der letzteren auf der Anſtellung in ihrem 
gegenwärtigen Amte beruht. 

N Der nach Maßgabe des $. 19 sh, 2 des Kirchengeſetzes geftellte Antrag 
gilt als Verzicht auf dieſe Rechte, ſowie auf den etwaigen Anſpruch an einen der 
im F. 11 des Kirchengeſetzes bezeichneten Zuſchußfonds. 5 


Artikel 7. 


Die Geltung dieſes Geſetzes für die Provinz Weſtfalen und die Rhein⸗ 
provinz hat die Verkündung der im $. 20 des Kirchengeſetzes vorbehaltenen kirch— 
lichen Verordnung zur Vorausſetzung. 

Für dieſe Provinzen wird der Tag, an welchem dieſes Geſetz in Kraft 
tritt, durch 1 Verordnung beſtimmt. 

Für die übrigen Provinzen tritt dieſes Geſetz am 1. April 1881 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 15. März 1880. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. 
Maybach. Bitter. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. 


(Nr. 8711.) 37° 
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Kirchengeſetz, 
betreffend 
das Ruhegehalt der emeritirten Geiſtlichen. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


verordnen unter Zuſtimmung der Generalſynode und nachdem durch die Erklärung 
Unſeres Staatsminiſteriums feſtgeſtellt worden, daß gegen dieſes Geſetz von 
Staatswegen nichts zu erinnern iſt, ſowie nach erfolgter Zuſtimmun nſeres 
Staatsminiſteriums zur Erhebung der in den $$. 12 bis 14 dieſes Geſehes feſt⸗ 
eſetzten Beiträge und zu der in $. 16 Abſatz 1 deſſelben beſchloſſenen Umlage, 


1 


für die evangeliſche Landeskirche der älteren Provinzen, was folgt: 


8. 1. 


Jeder in dem Pfarramt einer Kirchengemeinde oder als Lehrer einer theo⸗ 


woche Lehranſtalt der Landeskirche unter eren des Kirchenregiments auf 
Le 


enszeit angeftellte Geiſtliche erhält, wenn er in Folge eines körperlichen Ge- 
brechens oder wegen Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zu der 
Erfüllung ſeiner Amtspflichten dauernd unfähig und deshalb von der zuſtändigen 
Kirchenbehörde in den Ruheſtand verſetzt iſt, ein lebenslängliches Ruhegehalt 
(Penſion) aus dem Penſionsfonds der evangeliſchen Landeskirche ($$. 10 ff., 18). 


§. 2. 


Geistlichen, welche noch dienſtfähig find, aber aus disziplinariſchen Gründen 
emeritirt werden, kann von dem Evangeliſchen Oberkirchenrathe ein Ruhegehalt 
auf beſtimmte Zeit oder auf Lebensdauer bewilligt werden ($. 4). 


$. 3. 


Die Beſtimmungen der $$. 1 und 2 finden auf Militärpfarrer, ſowie auf 
3 bei Straf-, Kranken⸗ und ſonſtigen öffentlichen Anſtalten keine An- 
wendung. 

In Fällen, wo das kirchliche Intereſſe es wünſchenswerth erſcheinen läßt, 
iſt jedoch der Evangeliſche Oberkirchenrath ermächtigt, in Folge beſonderen An⸗ 
trags der Betheiligten die Beſtimmungen des F. 1 auch zur Anwendung zu 
bringen auf ordinirte Geiftliche der innerhalb der evangeliſchen Landeskirche im 


. 
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Dienſte der inneren oder äußeren Miſſion ſtehenden und mit Korporationsrechten 
verſehenen Anſtalten und Vereine. Die betreffenden Geiſtlichen, Anſtalten und 
Vereine haben bei Eingehung des Verhältniſſes die aus den $$. 12 ff. dieſes 
Geſetzes ſich ergebenden Verpflchtungen gegen den Penſionsfonds zu übernehmen, 
auch die Emeritirung von der Zuſtimmung der Kirchenbehörde abhängig zu machen. 
Die Erfüllung der übernommenen Verpflichtungen bildet die rechtliche Voraus⸗ 
fegung der Gewährung des Ruhegehalts. 


K. 4. 


Das Ruhegehalt beträgt, wenn die Verſetzung in den Ruheſtand gemäß 
$. 1 vor vollendetem elften Dienſtjahre eintritt, % und ſteigt von da ab mit 
jedem weiter zurückgelegten Dienſtjahre um % bis zum Höchſtbetrage von ¼ des 
nach F. 15 anrechnungsfähigen Dienſteinkommens. 

Das Ruhegehalt ſoll in dieſen Fällen nicht über 5 000 Mark und nicht 
unter 900 Mark betragen. Auf dieſen Mindeſtbetrag, ſoweit er über den in 
Abſatz 1 normirten Theilſatz des Dienſteinkommens hinausgeht, iſt das Ruhe⸗ 
gehalt aus Nebenämtern in e zu bringen. 

In dem Falle des F. 2 darf die? ewilligung zwei Drittheile der vorſtehen⸗ 
den Theilſätze und den Betrag von 2000 Mark nicht überfteigen. 

Ueberſchießende Theile einer Mark werden zu einer vollen Mark abgerundet. 


$. 5. 


Das Dienſtalter iſt von der Ordination an zu rechnen unter Abzug der 
Br Fl zugebrachten Zeit, ſoweit ſolche nicht auf den Militärdienſt ver⸗ 
wendet iſt. 

Als Dienſtzeit kommt dabei, neben der Dauer aller dem Sm entſprechen⸗ 
den Anſtellungen, mit in Betracht die nach der Ordination im farramte einer 
Militärgemein e, im Pfarrvikariate oder in der Stellung eines ülfsgeiſtlichen 
und mit Genehmigung oder unter nachträglicher Billigung der irchenbehörde 
im geiſtlichen Amte von Anſtalten, im Dienſte der inneren oder äußeren Miſſion 
und in der Seelſorge ausländifcher evangeliſcher Gemeinden zugebrachte Zeit. 

Die Zeit, während welcher ein Geiſtlicher vom vollendeten 25. Lebensjahre 
ab in einem e Amte, im e Wien Lehr⸗ oder im Schulamt 
feſt angeſtellt geweſen iſt, ſoll auf das kirchliche Dienftalter in Anrechnung ge⸗ 
bracht werden, gleichviel ob ſie der Ordination vorausgeht oder nachfolgt. 

Mit Genehmigung des Evangeliſchen Oberkirchenraths kann auch die Zeit 
angerechnet werden, während welcher ein Geiſtlicher vor Antritt eines Amtes in 
der Landeskirche im Dienſte einer anderen Kirchengemeinſchaft oder im Staats- 
dienſte geſtanden hat. 

$. 6. 


Die Zahlung des Ruhegehaltes erfolgt für jedes Vierteljahr am Ende 
dieſes Zeitraums bei der Kaſſe des Provinzialkonſiſtoriums oder nach Verlangen 
des Berechtigten auf deſſen Gefahr und Koſten durch die Poſt gegen Vorlegung 
gehörig beſcheinigter Quittung. 

Or. 8711.) 


9 


8.7. 

Die Beſchränkung der Befugniß zur Abtretung und Verpfändung des 
behalte auf den Bezug des Ruhegehaltes bleibt ſtaatsgeſetzlicher Regelung vor 
ehalten. 

§. 8 


Hinterläßt ein Geiſtlicher, welcher Ruhegehalt bezieht, eine Wittwe oder 
eheliche Nachkommen, ſo wird daſſelbe noch für den auf den Sterbemonat folgenden 
Kalendermonat gezahlt. 

An welchen der Betheiligten die vor dem Tode des berechtigten Geiſtlichen 
nicht erhobenen und die nach Abſatz 1 noch zu leiſtenden Beträge zu zahlen find, 
beftimmt das Provinzialkonſiſtorium. 


§. 9. 

Bezieht ein Emeritus in Folge anderweiter Anſtellung in einem öffentlichen 
Amte ein Dienſteinkommen, ſo ruht das Recht auf Ruhegehalt, ſoweit der Be 
trag des neuen Einkommens mit dem Ruhegehalte zuſammen das zuletzt bezogene 
Pfarreinkommen (F. 15) überſteigt. 

Der Anſpruch auf Ruhegehalt hört auf, wenn dem Emeritus ſtrafrechtlich 
die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt werden oder wenn derſelbe durch eine im 
Disziplinarverfahren ergangene rechtskräftige Entſcheidung der Kirchenbehörde oder 
durch Entſagung die Rechte des geiſtlichen Standes in der evangeliſchen Kirche 
verliert. 8. 10 


Die Einnahmen des Penſionsfonds der evangeliſchen Landeskirche beſtehen , 
abgeſehen von den ihm etwa zufließenden Geſchenken und Vermächtniſſen, aus: 
1) den Zuſchüſſen, welche ihm aus Staatsfonds gewährt werden, 

2) den Zinſen und ſonſtigen Einkünften der bisherigen Provinzial⸗Emeriten⸗ 
zuſchußfonds ($. 11) und den Zinſen der ſonſt bei ihm anzuſammelnden 
Kapitalien, 

3) den dauernden Pfarrbeiträgen (F. 12, 13), 

4) den zeitweiligen Pfründenabgaben ($. 14), 

5) den durch Umlage aufzubringenden Leiſtungen der Kirchengemeinden ($. 16). 


$. 11. 

Die für die einzelnen Provinzen beſtehenden Emeritenzuſchußfonds (Eme⸗ 
ritenunterſtützungs⸗„Emeriten⸗, Penſionshülfs⸗ Penſionsfonds, einſchließlich der— 
jenigen für die Preußiſche Oberlauſitz in der Provinz Schleſien und für einen 
Theil der Grafſchaften Stolberg in der Provinz Sachſen) werden mit dem Tage 
der Ausführung dieſes Geſetzes aufgelöſt. 

Ihr 1 1 Vermögen geht mit allen bereits entſtandenen Rechten und 
Verbindlichkeiten in dieſem Zeitpunkt auf den Penſionsfonds der Landeskirche über. 

Das Kapitalvermögen der Provinzial⸗Emeritenfonds bildet den Reſervefonds 
des allgemeinen Penſionsfonds. 
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$. 12. 

Von jedem gemäß F. 1 Rechte auf Ruhegehalt gewährenden geiſtlichen 
Amte iſt nach Höhe des Oe (§. 15) ein jährlicher Beitrag 1 Fa 
Penſionsfonds zu leiſten. Derſelbe wird, wenn das Einkommen unter 4 000 Mark 
beträgt, auf 1 Prozent, wenn es höher iſt, aber unter 6 000 Mark bleibt, auf 
172 Prczent und bei noch höherem Einkommen auf 2 Prozent des durch 100 Mark 
theilbaren Geſammtbetrages berechnet. 

Dieſer für jedes Kalendervierteljahr am erſten Tage deſſelben fällige Pfarr⸗ 
beitrag iſt, vorbehaltlich der Auseinanderſetzung mit anderen Betheiligten, jedesmal 
von Demjenigen, welcher in jenem Zeitpunkte das Dienſteinkommen bezieht, 
portofrei einzuzahlen. Inwieweit die Einziehung der Pfarrbeiträge nöthigenfalls 
im Verwaltungs⸗Vollſtreckungsverfahren erfolgen kann, bleibt Rantsgeiehlicher 
Regelung vorbehalten. 

6 In Vakanzfällen hat der Gemeindekirchenrath für die Zahlung Sorge zu 
agen. f 
$. 13. 


Tritt ein Geiſtlicher in ein nach §. 1 Rechte auf Ruhegehalt gewährendes 
Amt, nachdem er vorher in einem anderen gemäß F. 5 auf das Dienſtalter mit 
in Anrechnung kommenden Dienſtverhältniſſe geſtanden, ſo hat er von dieſem 
Zeitpunkte ab, ſoweit er nicht ausdrücklich auf dieſe Anrechnung verzichtet, den 
Pfarrbeitrag ($. 12) für einen der Dauer dieſes früheren Verhältniſſes ent⸗ 
ſprechenden Zeitraum nachzuzahlen. Bei der Berechnung des nachzuzahlenden 
Betrages iſt das in dem früheren Verhältniſſe ($. 5) zuletzt bezogene Dienſt⸗ 
einkommen, ſofern daſſelbe durch den Etat des Staates oder einer inländiſchen 
Korporation beſtimmt iſt, andernfalls das Dienſteinkommen des neu angetretenen 
kirchlichen Amtes (F. 1) zu Grunde zu legen. 

Die Nachzahlung geſchieht, wenn nicht die Kirchenbehörde ausnahmsweiſe 
weiteren Ausſtand gewährt, in der Art, daß neben dem laufenden Beitrage und 
in gleicher Weiſe wie dieſer mindeſtens der doppelte ee deſſelben entrichtet 
wird. Die zur Zeit der Emeritirung etwa noch nicht gezahlten Beträge werden 
nach Ermeſſen der Kirchenbehörde (F. 18) baar oder durch Verrechnung ein⸗ 
gezogen. Im Falle des Todes erſtreckt ſich der Anſpruch des Penſionsfonds nur 
auf die bis dahin fällig gewordenen Beträge. 


$. 14. 


Vom Tage der Emeritirung eines Geiſtlichen ab hat deſſen letzte Stelle 
acht Jahre lang ein Viertel ihres geſammten Pfründen⸗ oder etatsmäßigen Ein⸗ 
kommens in einem nach Mark abgerundeten Betrage an den Penſionsfonds ab- 
zugeben. Die Kirchenbehörde ($. 18) beſtimmt Zeit und Art der jährlichen Er- 
füllung dieſer Verpflichtung. f g 

Muß während der Dauer dieſer Verpflichtung auf derſelben Stelle eine 
weitere Emeritirung erfolgen, ſo tritt weder eine Erhöhung noch eine Verlängerung 
der erſten Pfründenabgabe ein. y 

In den Fällen der $$. 2 und 9 kann die Höhe oder die Dauer der Pfrün⸗ 
denabgabe von dem Evangeliſchen Ober-Kirchenrath angemeſſen verringert werden. 

(Nr. 8711.) 
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$. 15. 

Der bei Berechnung des Ruhegehalts ($. J), der Pfarrbeiträge ($$. 12 und 13) 
und der Pfründenabgabe ($. 14) in Betracht kommende Betrag des Dienſt⸗ 
einkommens wird von der Kirchenbehörde unter Beobachtung fegen Grundſätze 
feſtgeſetzt ($. 18): 

1) Für die Zwecke der $$. 4 und 12 ff. treten dem Pfründeneinkommen 
die zur Erhöhung der Dienſteinkünfte unter 3 000 Mark nach Maßgabe 
des Dienſtalters und alle auf Amtsdauer bewilligten perſönlichen Zu⸗ 
lagen hinzu. 

2) Der Berechnung des Ruhegehalts ($. 4) iſt das wirklich bezogene und 
mindeſtens ein Jahr lang durch Pfarrbeiträge ($. 12) verſteuerte Ein- 
kommen zu Grunde zu legen. 

3) Inländiſche kirchliche Aemter, welche mit einem inländiſchen geiſtlichen 
Hauptamte dauernd vereinigt ſind, werden als zu letzterem gehörig 
behandelt, wenn ſie keinen beſonderen Penſionsanſpruch gewähren; aus⸗ 
gesellt i „wenn die Leiſtung der Pfründenabgabe (F. 14) ficher- 
geſtellt iſt. 

4) Mit einer geiſtlichen Stelle verbundene Schulämter find dieſer nicht zu⸗ 
zurechnen. N 

5) die Naturaldienſtwohnung wird mit 10 Prozent des ſonſtigen Dienſt⸗ 
einkommens berechnet. 

$. 16. 

Die aus anderen Quellen nicht zu deckenden Beträge ſind durch Umlage 
von den Kirchengemeinden der ei aufzubringen. Dieſelbe wird zunächſt 
auf ein und ein halbes Prozent der von den Mitgliedern der evangeliſchen Landes 
kirche aufzubringenden Staatsklaſſen⸗ und Einkommenſteuer feſtgeſetzt. Abänderungen 
dieſes Satzes können nur durch ein Kirchengeſetz erfolgen. 

Der Evangeliſche Oberkirchenrath faßt unter Mitwirkung des General- 
ſynodalvorſtandes ($. 18) darüber Beſchluß, ob der Stand des Penſionsfonds 
für die einzelnen Jahre geftattet, einen geringeren als den durch das Geſetz be⸗ 
willigten Betrag der Umlage auszuſchreiben. 


$. 17. 
Rechtliche Anſprüche von Geiſtlichen auf Gewährung eines Ruhegehalts 


oder ſonſtiger Benefizien für den Emeritenſtand aus beſonderen Einrichtungen, 
welche nicht unter den $. 11 fallen, bleiben unverändert. 


$. 18. 


Der Penſionsfonds der evangeliſchen Landeskirche wird von dem Evan⸗ 
geliſchen Oberkirchenrath verwaltet. Die Mitwirkung des Generalſynodalvorſtandes 
iſt erforderlich bei Aufſtellung des Etats und wird im Uebrigen durch die zur 
Ausführung dieſes Geſetzes zu erlaſſende Inſtruktion ($. 21) geregelt. 

Die Provinzialkonſiſtorien führen nach näherer Anweiſung des Evangeliſchen 
Oberkirchenraths 6 21) die Geſchäfte des Penſionsfonds für ihren Amtsbereich 
unter geordneter Beihülfe der ſonſtigen kirchlichen Organe. 


1 


Gegen die Verfügungen der Konſiſtorien ſteht den Betheiligten die Berufung 
an den Evangeliſchen Oberkirchenrath offen. Inwieweit der Rechtsweg gegen 
Entſcheidungen der oberſten Kirchenbehörde über Leiſtungen der Geiſtlichen und 
der kirchlichen Stellen an den Fonds G. 12 bis 15) auszuſchließen und bezüglich 
der Anſprüche auf Ruhegehalte nach Anleitung der betreffenden Beſtimmungen 
C zu beſchränken iſt, bleibt ſtaatsgeſetzlicher Regelung 
vorbehalten. 


$. 19. 


Den gegenwärtig vorhandenen emeritirten Geiſtlichen verbleiben ihre bis— 
herigen Bezüge und Verpflichtungen. 

Auch die Rechte und Pflichten der bei Verkündung dieſes Geſetzes im Amte 
ſtehenden Geiſtlichen bleiben unverändert für den Fall, daß ihre Emeritirung in 
der gegenwärtigen Stelle erfolgt. Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes kommen 
jedoch zur Anwendung, ſoweit die betreffenden Geiſtlichen innerhalb Jahresfriſt 
nach deſſen Verkündung einen hierauf gerichteten Antrag bei dem Provinzial⸗ 
konſiſtorium ſtellen und ſich dabei verpflichten, den Pfarrbeitrag (F. 12) nach 
Maßgabe der früher von ihnen bezogenen Einkünfte vom vollendeten zehnten 
Dienſtjahre ab unter Abzug der ſeitdem zum provinziellen Emeritenzuſchußfonds 
geleiſteten Beiträge ohne Zinſen nachzuzahlen. Von dem Zeitpunkt der Verſetzung 
eines bereits im Amte ſtehenden Geiſtlichen in ein anderes geiſtliches Amt liegt 
demſelben die letztgedachte Verpflichtung geſetzlich ob. 

Die Nachzahlungen regeln fi) nach den Beſtimmungen des $. 13 0 2. 
Jedoch ſoll in dieſem Falle neben dem laufenden Beitrage nur noch ein gleich 
hoher Betrag jährlich entrichtet werden. 

Hat ein Geiſtlicher, welcher ſich den Beſtimmungen dieſes Geſetzes unter⸗ 
wirft, gegenwärtig die Verbindlichkeit, einen Theil des Pfarreinkommens an 
einen Emeritus abzugeben, ſo wird auf ſeinen Antrag dieſe Leiſtung bis zum 
Ableben des Emeritus von dem Penſionsfonds übernommen, wenn der verpflichtete 
Geiſtliche und die Vertreter der betreffenden Stelle Namens der letzteren ſich ver- 
pflichten, den vollen Betrag jenes Emeritenantheils acht Jahre lang vom Zeit⸗ 
punkt jener Uebernahme zum Penſionsfonds abzuführen. 


$. 20. 


Die Provinzen Weſtfalen und Rheinprovinz bleiben von den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes zunächſt ausgenommen. Die Einführung des Geſetzes erfolgt in 
dieſen Provinzen, ſobald beffen Annahme von beiden Provinzialſynoden oder von 
einer derſelben beſchloſſen wird, durch kirchliche, vom Landesherrn zu erlaſſende 
Verordnung, welche in der dem $. 6 der Generalſynodalordnung entſprechenden 
Form zu verkünden iſt. 


8. 


Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderliche Inſtruktion wird vom 
Evangeliſchen Oberkirchenrath unter Mitwirkung des Generalſynodalvorſtandes 
erlaſſen. 
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$. 22, 

Alle den Vorschriften dieſes Geſetzes entgegenſtehenden Beſtimmungen, ins⸗ 
beſondere diejenigen, welche Anſprüche auf einen Emeritenantheil aus dem Pfarr⸗ 
einkommen gewähren, werden aufgehoben. 

Soweit es zur Durchführung vorſtehender Anordnungen einer Mitwirkung 
der Landesgeſetzgebung bedarf, wird dieſelbe vorbehalten. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 26. Januar 1880. 


(L. S.) Wilhelm. 


Hermes. 


(Nr. 8712.) Allerhöchſter Erlaß vom 15. März 1880, betreffend den Bau der durch die Geſetze 
vom 9. und 7. deſſelben Monats zur Ausführung für Rechnung des Staats 
genehmigten Eiſenbahnen. 


Auf Ihren Bericht vom 12. März d. J. ermächtige Ich Sie, den Bau der 
durch die beiden Geſetze vom 9. März und vom 7. März d. J. zur Ausführung 
für Rechnung des Staats genehmigten Eiſenbahnen, nämlich: 1) der Bahn von 
Erfurt nach Grimmenthal und Ritſchenhauſen der Eiſenbahndirektion de Magde⸗ 
burg, 2) der Bahnen von Güldenboden nach Mohrungen und von Mohrungen 
1080 Allenſtein, der Bahn von e nach Thorn nebſt 9 7 8 ung nach 
Culm, ſowie der Bahn von Schneidemühl nach Deutſch⸗Crone der Eiſenbahn⸗ 
direktion zu n 3) der Bahn von Hirſchberg nach Schmiedeberg der 
Eiſenbahndirektion jr Berlin, 4) der Bahn von Walburg nach Großalmerode, 
der Bahn von Reil nach Traben, ſowie der Bahn von Wengerohr nach Bern: 
caſtel der Eiſenbahndirektion zu Frankfurt a. M., 5) der Bahn von Emden nach 
der Oldenburgiſchen Landesgrenze in der Richtung auf Jever nebſt Abzweigung 
von Georgsheil nach Aurich, ſowie der Bahn von Cölbe nach Laasphe der 
Eiſenbahndirektion zu e zu übertragen. Ich beſtimme zugleich, daß für 
ſämmtliche bezeichnete Eiſenbahnen das Recht zur Enteignung und dauernden 
Beſchränkung derjenigen Grundſtücke, welche zur Bauausführung nach den von 
Ihnen feſtzuſellenden Plänen nothwendig find, nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
Anwendung finden ſoll. 
Dieſe Verordnung iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 15. März 1880. 
Wilhelm. 


Maybach. 
An den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


— — — 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


